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Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1 . die vom Bundesrechnungshof in seinen Bemerkungen zu der 
Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1951 — Druck- 
sache 1140 Anlage A — festgestellten Haushaltsüberschreitungen 
und außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 83 der Reichshaus- 
haltsordnung nachträglich zu genehmigen und die Bemerkungen 
des Bundesrechnungshofes zu der Bundeshaushaltsrechnung 1951 
bis auf die Vorbehalte (§ 107 Abs, 4, § 108 Abs. 2 der Reichs- 
haushaltsordnung) für erledigt zu erklären; 

2. die Bundesregierung wegen der Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1951 gemäß § 108 der Reichhaushaltsord- 
nung zu entlasten; 

3. von der Denkschrift des Präsidenten des Bundesrechnungshofs 
zur Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1951 — 
Drucksache 1140 Anlage B — Kenntnis zu nehmen; 

4. folgende Entschließung zu fassen: 

a) Die Bundesregierung wird ersucht, 

bei der Aufstellung und Ausführung von Bundeshaushalts- 
plänen die Feststellungen und Bemerkungen des Haushalts- 
ausschusses des Deutschen Bundestages (Anlage) zu beachten. 

b) Der Bundesminister der Finanzen wird im besonderen er- 
sucht, bei der Durchführung der Haushaltspläne und der 
Aufstellung der Haushaltsrechnungen darauf zu achten, daß 
den Feststellungen und Bemerkungen des Haushaltsausschus- 
ses des Deutschen Bundestages (Anlage) Rechnung getragen 
wird. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, Bad Godesberg, 
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c) Die Bundesregierung wird ersucht, 

durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, daß ihren 
bereits auf Grund der Entschließung des Bundestages vom 
14. Juli 1954 getroffenen Anordnungen, wonach die Prü- 
fungserinnerungen und Prüfungsmitteilungen des Bundes- 
rechnungshofs fristgemäß und eingehend zu beantworten 
sind, zeitlich und sachlich entsprochen wird. 

d) Die Bundesregierung wird ersucht, 

'dafür Sorge zu tragen, daß die erfahrungsgemäß zu lange 
Dauer der Disziplinverfahren erheblich abgekürzt wird (vgl. 
die in den Bemerkungen des Bundesrechnungshofes unter 
Nr. 22a und 22b — Drucksache 1140 S. 16 bis 18 — dar- 
gelegten Tatbestände). 


Bonn, den 17. November 1955 


Der Haushaltsausschuß 
Schoettle Ohlig 

Vorsitzender Berichterstatter 



Der Haushaltsausschuß hat auf Grund ider Prüfung durch den Rech- 
nungsprüfungsausschuß die nachfolgenden Feststellungen und Be- 
merkungen einstimmig gebilligt: 

1. Um «die Wirksamkeit der parlamentarischen Kontrolle zu er- 
höhen und eine schnellere Information der Öffentlichkeit zu 
erreichen, sind geeignete Maßnahmen zu treffen, die gewährlei- 
sten, daß die in Art. 114 Abs. 2 Satz 2 GG vorgesehene Be- 
stimmung, wonach die allgemeine Rechnung und eine Über- 
sicht über das Vermögen und die Schulden dem Bundestage 
und dem Bundesrate im Laufe des nächsten Rechnungsjahres 
mit den Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zur Entlastung 
der Bundesregierung vorzulegen sind, von der Exekutive ein- 
gehalten werden kann. 

Die Arbeit des Haushaltsausschusses wurde zeitlich auch für das 
Rechnungsjahr 1951 noch immer dadurch beeinträchtigt, daß 
infolge des Fehlens hinreichender verwaltungsmäßiger Voraus- 
setzungen der Bundesminister der Finanzen den Antrag auf Ent- 
lastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1951 auf Grund der Bemerkungen 
des Bundesrechnungshofes erst am 18. Januar 1955 stellen 
konnte. 

2. Zu den allgemeinen Fragen des Haushaltsrechts stellt der Haus- 
haltsausschuß fest, daß er, soweit er nicht ausdrücklich eine 
andere Stellungnahme vorschlägt, dem Standpunkt des Bundes- 
rechnungshofes beitritt. 

3. Der Haushaltsausschuß schließt sich den Bemerkungen des Bun- 
desrechnungshofes zu der Bundeshaushaltsrechnung 1951 an und 
schlägt dem Bundestag die Entlastung vor. Im übrigen wird der 
Haushaltsausschuß die in der Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes zur Bundeshaushaltsrechnung für das 
Rechnungsjahr 1951 dargestellten Sachverhalte noch bei der Be- 
ratung der Einzelpläne des Haushalts 1956 erneut berücksichti- 
gen, um hieraus entsprechende Schlußfolgerungen für die Haus- 
haltsgebarung und die Rechnungslegung zu ziehen. 

4. Gemessen an dem Umfang der gesamten Bundesverwaltung ist 
die Zahl der vom Bundesrechnungshof aufgestellten Bemerkun- 
gen erfreulicherweise gering. Im einzelnen lenkt der Haushalts- 
ausschuß die Aufmerksamkeit des Bundestages auf die unter 
Nr. 5 bis 15 dieses Berichtes erwähnten Vorgänge. 

5. Nach Nr. 8 der Bemerkungen des Bundesrechnungshofes sind 
auf Anordnung des Bundesministers der Finanzen vom 2. April 
1953 unmittelbar vor dem Abschluß der Kassenbücher für das 
Rechnungsjahr 1951 464 Mio DM „zur teilweisen Deckung des 
kassenmäßigen Fehlbetrages beim außerordentlichen Haushalt“ 
in der Rechnung des ordentlichen Haushalts des Einzelplans 
XXIII hinter Kapitel E 17 außerplanmäßig verausgabt und in 



der Rechnung des außerordentlichen Haushalts des Einzelplans 
XXIII hinter Kapitel 2 vereinnahmt worden — vgl. die Be- 
gründung auf Seite 1460 der Bundeshaushaltsrechnung 1951. 
Ohne diese Maßnahme hatte sich in der Rechnung des ordent- 
lichen Haushalts ein Überschuß von 207 198 269,29 DM statt 
eines Fehlbetrages von 256 801 730,71 DM ergeben. 

Der Überschuß von 207 198 269,29 DM mußte nach § 75 RHO 
zur Verminderung des Anleihebedarfs oder zur Schuldentilgung 
verwendet werden. Durch die Überweisung von 464 Mio DM 
an den außerordentlichen Haushalt für das Rechnungsjahr 1951 
wurde diese Bestimmung zwar erfüllt, das Gesamtergebnis der 
Bundeshaushaltsrechnung 1951 (ordentlicher und außerordent- 
licher Haushalt zusammengerechnet) wurde durch dieses Verfah- 
ren auch nicht beeinflußt, aber das Ergebnis der Rechnung des 
ordentlichen Haushalts wurde ungünstiger dargestellt, als es 
wirklich war. Deshalb sollte künftig darauf Bedacht genommen 
werden, daß derartige außerplanmäßige Überweisungen an den 
außerordentlichen Haushalt nur bis zur Höhe eines Überschus- 
ses im Sinne des § 75 RHO durchgeführt werden, als nicht in 
Hohe einer Mehreinnahme, die sich aus dem Unterschied zwischen 
Isteinnahmen und Istausgaben ohne Berücksichtigung der Haus- 
haltsreste ergibt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat einen Hinweis in den 
Vorbericht zur Bundeshaushaltsrechnung (Seite XXV) aufge- 
nommen. Das genügt nicht; der Haushaltsausschuß teilt die 
Auffassung des Bundesrechriungshofcs, „daß im Hinblick auf die 
Vorschrift des § 75 RHO zum mindesten im Abschluß der 
Bundeshaushaltsrechnung darauf hingewiesen werden sollte, daß 
der Überschuß vor dem Abschluß der Rechnung an den außer- 
ordentlichen Haushalt überwiesen und so zur Verminderung 
des Anleihebedarfs verwendet worden ist“ (Drucksache 1140 
S. 7). 

Der Bundesminister der Finanzen wird vom Rechnungsjahr 1953 
ab entsprechend verfahren. Tatsächlich sind in den Rechnungs- 
jahren 1952, 1953 und 1954 wiederum Mittel des ordentlichen 
Haushalts zur Deckung des außerordentlichen Haushalts ver- 
wendet worden. 

Ohne die Zuweisung von 464 Mio DM zu Lasten des ordent- 
lichen Haushalts vor dem Abschluß der Rechnung des Rech- 
nungsjahres 1951 hätte der Fehlbetrag des außerordentlichen 
Haushalts 

1 392 680 768,99 DM 

1 464 000 000,00 DM 

1 856 680 768,99 DM 

betragen. Der Fehlbetrag ist im wesentlichen dadurch entstan- 
den, daß, wie der Bundesminister der Finanzen in der Bundes- 
haushaltsrechnung 1951 (S. 1281 Spalte 12) ausgeführt hat, Ein- 
nahmen aus Anleihen nur in Höhe von 36,5 Mio DM auf- 
gekommen sind. Infolge der Lage des Kapitalmarktes war die 
Auflegung weiterer Anleihen s. Z. nicht angebracht. 

6. Nach Nr. 4 der Bemerkungen des Bundesrechnungshofes hat der 
Bundesrat den Ausführungen des Bundesrechnungshofes in den 
Bemerkungen zu den Bundeshaushaltsrechnungen 1949/1950 auf 
Seite 5/6 zum Fehlbetrag 1949 (Deckung der Ausgaberestc und 



ihre Umlegung auf die Länder) nicht zugestimmt und sich die 
Stellungnahme insoweit bis zur Beratung der Bundeshaushalts- 
rechnung 1951 Vorbehalten. Vergleiche hierzu die Bemerkung 
Nr. 26 und die Ausführungen in der Denkschrift des Präsiden- 
ten des Bundesrechnungshofes zur Bundeshaushaltsrechnung für 
das Rechnungsjahr 1951, Nr. 347 ff. Der Bundesrat hat jedoch 
in seinem Beschluß vom 11. Februar 1955 — 136. Sitzung — , 
durch den die Entlastung wegen der Bundeshaushaltsrechnung 
1951 erteilt wurde, zu der Frage nicht Stellung genommen. 

Der Haushaltsausschuß kann sich mit einer stillschweigenden Er- 
ledigung der Forderungen des Bundes gegenüber den Ländern 
nicht abfinden. Er empfiehlt, die Bundesregierung zu ersuchen, 
Vorschläge für eine endgültige Bereinigung dieser Angelegen- 
heit auszuarbeiten. 

Auch im Hinblick auf die Tatsache, daß in dem Bundeshaushalt 
nadi wie vor Fehlbeträge aus den vergangenen Jahren (am 
Schlüsse des Rechnungsjahres 1952 in Höhe von rund 
918 Mio DM — vgl. Nr. 11 der Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes — ) mitgeschleppt werden, die infolge der 
Außerkraftsetzung des § 75 RHO nicht in Erscheinung treten, 
hält es der Haushaltsausschuß für eine Unmöglichkeit, auf For- 
derungen des Bundes gegenüber den Ländern zu verzichten, 
weil es das Anliegen des Bundestages sein muß, sich nicht nur 
um den Ausgleich des laufenden Haushalts zu kümmern, son- 
dern auch um die Abdeckung der Verpflichtungen aus der Ver- 
gangenheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 46. Sitzung am 12. Januar 1951 der 
Einforderung eines Fehlbetrages für das Rechnungsjahr 1949 
von den Ländern in Höhe von 149 734 579,27 DM zugestimmt 
und den Umlageschlüssel bestimmt. Hierbei handelte es sich je- 
doch nur um einen Teil des Betrages, um den die Istausgaben 
die Isteinnahmen überschreiten. Es ist aber — abgesehen von 
der notwendigen Feststellung aller sonstigen Forderungen ge- 
genüber den Ländern — dafür Sorge zu tragen, daß auch der 
Fehlbetrag aus den Haushaltsresten am Schluß des Rechnungs- 
jahres 1949 noch von den Ländern gedeckt wird. 

Hierzu wird auf die folgenden Beträge besonders hingewiesen: 

a) Die einen Teil des Fehlbetrages der Bundeshaushaltsrechnung 
bildenden Ausgabenreste (vgl. § 77 RHO, § 2 Abs. 1 
Nr. 22 b) RWB) von 130 208 317,90 DM — S. 34 Spalte 2 
der Bundeshaushaltsrechnung 1949 — ; 

b) 38 Mio DM, die das Land Schleswig-Holstein im Rechnungs- 
jahr 1949 als „Kassenkredit", d. h. als Darlehen erhalten 
hat, das ursprünglich als Vorschuß gebucht wurde, weil eine 
haushaltsmäßige Bewilligung zunächst nicht vorlag. Zu den 
Beschlüssen des Finanzausschusses des Bundesrates vom 
30. November 1950 und 14. Dezember 1950 hat der Bundes- 
rechnungshof unter Nr. 353 — Drucksache 1140 S. 115 — 
bemerkt: 

„Unabhängig davon, ob die 38 Mio DM als Darlehen mit 
Rückzahlungsfrist bis 31. März 1951 oder als Zuschuß ge- 
währt wurden, war die Auszahlung an das Land Schleswig- 
Holstein bereits im Zeitpunkt der Leistung, d. h. im Rech- 
nungsjahr 1949 als Haushaltsausgabe zu buchen. Die 
Buchung als Vorschuß verstieß gegen § 27 RHO. Die Auf- 



fassung des Finanzausschusses des Bundesrates in den Sitzun- 
gen am 30. November 1950 und am 14. Dezember 1950 
findet in der RHO keine Stütze. 

Die zunächst offengelassene Entscheidung über die Umlegung 
der 38 Mio DM auf die Länder ist bisher nicht getroffen 
worden. 

Der Betrag ist eine Haushaltsausgabe des Bundes im Rech- 
nungsjahr 1949, die in den Einnahmen dieses Rechnungs- 
jahres keine Deckung findet (§11 des Haushaltsgesetzes 1949). 
Ein Rechtsgrund für einen Verzicht auf die Umlegung auf 
die Länder ist nicht ersichtlich. Die endgültige Entschließung 
des Bundesrates und des Bundesministers der Finanzen sollte 
nicht länger aufgeschoben werden.“ 

Der Haushaltsausschuß hat sich dieser Rechtsauffassung des 
Bundesrechnungshofes angeschlossen. 

c) 220 318,50 DM, um die der nach Nr. 350 der Denkschrift 
auf die Länder umgelegte Betrag noch erhöht werden muß 
— Drucksache 1140 S. 114 Nr. 351 letzter Satz — . 

7. Der Haushaltsausschuß hat zu der Bemerkung unter Nr. 17 — 
Drucksache 1140 S. 12 und 13 — zum 

Einzelplan VI — Bundesministerium des Innern — 

Ordentlicher Haushalt 

Fortdauernde Ausgaben 

Kapitel 2 — Sonstige Bewilligungen 

Titel 61 — Für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiete der 

Jugendwohlfahrt ... — 

wegen des dem Bund infolge zu früher Überweisung von Mitteln 
entstandenen Zinsschadens beschlossen: 

„Der Betrag von 5 603,60 DM ist bei der Überweisung von 
Bundesmitteln in Abzug zu bringen. Die Bemerkung des Bun- 
desrechnungshofes ist nach dieser Kürzung als erledigt zu be- 
trachten.“ 

8. Es besteht Veranlassung, erneut darauf hinzuweisen, daß es un- 
zulässig ist, an verschiedenen Stellen des Haushaltsplanes für ein 
und denselben Zweck Mittel zu verausgaben. (Verstoß gegen 
§ 43 RHO.) 

9. Im Mündlichen Bericht des Haushaltsausschusses über die Prü- 
fung der Bundeshaushaltsrechnungen für die Rechnungsjahre 
1949 (21. September 1949 bis 31. März 1950) und 1950 — Druck- 
sache 689 S. 4 — wurde bereits darauf hingewiesen, daß die bei 
dem Institut für Raumforschung vorgenommenen Unregel- 
mäßigkeiten noch nicht vollständig aufgeklärt seien. Für die 
Berichterstattung setzte der Bundestag in seiner 40. Sitzung vom 
14. Juni 1954 der Bundesregierung eine Frist bis zum 31. Okto- 
ber 1954. Trotz des langen Zeitablaufs hat sich der Bundes- 
rechnungshof wegen der teilweisen noch ungeklärten Sachlage 
wiederum zu einem Vorbehalt — Drucksache 1140 S. 37 lfd. 
Nr. 9 Kap. 14 — sämtliche Titel — veranlaßt sehen müssen. 
Der Haushaltsausschuß empfiehlt, die Bundesregierung zu er- 
suchen, nachdrücklichst für beschleunigten Abschluß der noch 
schwebenden Ermittlungen zu sorgen. 
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10. Der Haushaltsausschuß spricht die Erwartung aus. daß bis zum 
31. Marz 1936 alle unerledigten Angelegenheiten, die sich aus 
der Rechnungsprüfung für die Rechnungsjahre 1949 bis 1952 
ergeben haben, von den einzelnen Ressorts einer endgültigen 
Erledigung zugeführt werden. 

11. Die Kassenordnung ist in hohem Maße reformbedürftig. Der 
Haushaltsausschuß vertritt die Auffassung, daß die Reform des 
Kassen- und Rechnungswesens jetzt, und zwar im Zusammen- 
hang mit der Reform des Bundeshaushaltsrechts erfolgen sollte. 
Er hat davon Kenntnis genommen, daß der Bundesrechnungshof 
hofft, daß die Grundzüge dieser Reform umgehend vorgelegt 
werden können, und zwar u. a. mit dem Ziel einer wesentlichen 
Vereinfachung des Kassen- und Rechnungswesens. Hierbei soll 
auf Anregung des Haushaltsausschusses auch die Frage geprüft 
werden, ob und in welchen Fällen bei Ein- und Auszahlungen 
eine Abrundung auf volle DM-Beträge möglich ist. Durch eine 
solche Regelung werden nach Ansicht des Haushaltsausschusses 
wesentliche Arbeitsersparnisse eintreten. 

Bei der Reform des Bundeshaushaltsrechts soll u. a. auch die 
Frage der Verletzung der einzelnen Vorschriften des Haushalts- 
rechts durch Beamte, Angestellte und Arbeiter eine sachdienliche 
Erledigung finden, weil es notwendig ist, in der Bundeshaushalts- 
ordnung klar zum Ausdruck zu bringen, daß auch formelle Ver- 
stöße zu Konsequenzen führen müssen. 

12. Der zu frühe Abruf von Betriebsmitteln durch die Länder führt 
zu Zinsverlusten des Bundes. Der Haushaltsausschuß hat davon 
Kenntnis genommen, daß der Bundesminister der Finanzen ab 
1. Juli 1955 ein neues Überwachungssystem einführen wird, 
um den Mißstand abzustellen. Nach der Bemerkung Nr. 25 des 
Bundesrechnungshofes — Drucksache 1140 S. 21 — hat ein Land 
die vorzeitig abgerufenen 7 Mio DM zu verzinsen. Der Haus- 
haltsausschuß beschloß, diese Angelegenheit solle bei Erfüllung 
der Forderung des Bundesrechnungshofes als abgeschlossen be- 
trachtet werden. 

13. Der Haushaltsausschuß empfiehlt, den Bundesminister der Finan- 
zen zu ersuchen, aus allen vorliegenden Haushaltsrechnungen bis 
einschließlich 1953 alle hängigen Forderungen zwischen Bund und 
Ländern zusammenzustellen. Das Zahlenmaterial soll den Mit- 
gliedern des Bundestages möglichst bald gegeben werden. Hierbei 
ist es nicht notwendig, bereits jetzt alle Grundstücksangelegen- 
heiten zu erfassen. 

14. Der Haushaltsausschuß macht den Bundestag auf die Bemerkung 
Nr. 31 des Bundesrechnungshofes — Drucksache 1140 S. 26 zu 
lfd. Nr. 6 — besonders aufmerksam: 

„Aus den Mitteln des Titels 34, die für die Instandsetzung und 
Ergänzung aufgetragener Bekleldungs- und Ausrüstungsstücke 
der ersten 10 000 Mann des Bundesgrenzschutzes bestimmt waren, 
sind im Rechnungsjahr 1951 für 2 900 000 DM Bekleidungs- und 
Ausrüstungsstücke für die erstmalige Ausstattung von weiteren 
10 000 Mann Bundesgrenzschutz beschafft worden, da damals 
mit der baldigen Verstärkung gerechnet wurde. Da die Verstär- 
kung im Rechnungsjahr 1951 nicht genehmigt wurde, sind be- 
schaffte Stücke im Werte von 2 414 736,20 DM im Laufe der 
Rechnungsjahre 1952 und 1953 für die Ergänzung auf getragener 



Stücke der ersten 10 000 Mann des Bundesgrenzschutzes verwen- 
det worden. Die restlichen Stücke im Werte von 485 263,80 DM 
sind in den Rechnungsjahren 1953 und 1954 für die erstmalige 
Ausstattung der vom Deutschen Bundestag am 19. Juni 1953 
beschlossenen Verstärkung des Bundesgrenzschutzes verwendet 
worden. Für diesen Betrag wurde der Ausgleich nach § 67 RHO 
durchgeführt. 

Die Inanspruchnahme der Haushaltsmittel entsprach nicht der 
Zweckbestimmung (§ 30 RHO), auch wurde gegen § 26 RHO 
verstoßen, da Haushaltsmittel früher in Anspruch genommen 
worden sind, als es nach der Sachlage erforderlich war.“ 

Es wird empfohlen, den Fragen der Beschaffung, Ergänzung und 
Unterhaltung von Bekleidungs- und Ausrüstungsstücken bei der 
Gestaltung des künftigen Haushaltsrechts besondere Aufmerk- 
samkeit zu widmen. Eine Vorratshaltung — wie etwa in der 
Zeit vor 1914 — ist heute schon aus Gründen der Wirtschaftlich- 
keit zu vermeiden. Sperrvermerke und eine zusätzliche Kontrolle 
sowie eine Überwachung der Gegenstände durch Angestellte 
werden vom Haushaltsausschuß für erforderlich gehalten. 


15. Wie bereits im Mündlichen Bericht des Haushaltsausschusses über 
die Prüfung der Bundeshaushaltsrechnungen für 1949 und 1950 
— Drucksache 689 S. 11 Nr. 9 d) — zum Ausdruck gebracht 
wurde, läßt sich die finanzielle Auswirkung der Prüfungstätig- 
keit des Bundesrechnungshofes nicht genau in Zahlen wieder- 
geben, weil u. a. Mehreinnahmen oder Minderausgaben, die 
sich als Folge von Vorschlägen und Anregungen des Bundes- 
rechnungshofes einstellen, im allgemeinen zahlenmäßig nicht er- 
faßbar sind. Prüfungserinnerungen und Anregungen wirken sich 
oft erst in der Zukunft aus. Wie s. Z. berichtet, ergaben die 
tatsächlich feststellbaren finanziellen Ergebnisse der Prüfungs- 
tätigkeit des Bundesrechnungshofes für die Rechnungsjahre 1949 
(21. September 1949 bis 31. März 1950) und 1950 bereits den 
beachtlichen Betrag von 90 Mio DM. Wie sich aus der Druck- 
sache 1140 S. 130 Nr. 406 ergibt, wurden infolge der Prüfungs- 
arbeiten des Bundesrechnungshofes auch für die Jahre 1951 und 
1952 sehr beachtliche finanzielle Erfolge erzielt, auf die im 
folgenden besonders hingewiesen wird: 

Rechnungsjahr 
1951 1952 


Nachträgliche Einnahmen oder 

rückgängig gemachte Ausgaben . 54 308 357 DM 

nachträgliche Ausgaben oder rück- 
gängig gemachte Einnahmen . . 287 397 DM 

bei Ausgleichung von Titelver- 
wechslungen entstandene 

Wenigerausgaben 32 793 DM 

Mehreinnahmen 650 DM 


31 059 706 DM 
54 315 DM 

21 081 DM 
81 DM 


voraussichtliche 

einmalige Wenigerausgaben 
einmalige Mehreinnahmen 
jährliche Wenigerausgaben 
jährliche Mehreinnahmen 


919 014 DM 
561 928 DM 
1 446 639 DM 
1 872 165 DM 


2 735 181 DM 
1 576 686 DM 
38 649 142 DM 
1 116 478 DM 
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Der Präsident des Bundesrechnungshofes teilte hierzu mit: 

„Diese Zahlen werden sich noch erhöhen, vor allem für das Rech- 
nungsjahr 1952, weil viele Prüfungsverfahren noch nicht abgeschlos- 
sen sind. 

Außerdem sind noch nachträglich für das Rechnungsjahr 1950 er- 
mittelt: 


nachträgliche Einnahmen oder rückgängig gemachte 
Ausgaben 

nachträgliche Ausgaben oder rückgängig gemachte 
Einnahmen 

voraussichtliche jährliche 

Wenigerausgaben 

Mehreinnahmen 


5 230 008 DM 

10 407 DM 

5 400 DM 
38 470 DM 


Die Prüfungen führten ferner für die Rechnungsjahre 1951 und 
1952 zu einer Nachforderung an Landessteuern von 2 643 173 DM, 
die in den vorstehenden Ergebnissen nicht enthalten sind.“ 
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